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1-0280.1 

 

Satzung über die Festsetzung der Grundsteuerhebesätze des Marktes Erkheim (Hebesatzsatzung) 

 

Vom 15. November 2024 

 

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 22.02.1998 ((GVBl. S 796), zuletzt geändert durch die §§ 2, 3 des 

Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385, 586)) und Art. 18 des Bayerischen Kommunalabgabenge-

setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.1993 ((GVBl. 264), zuletzt geändert durch 

§ 12 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385)) in Verbindung mit § 25 Abs. 1 und 2 des Grund-

steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.08.1973 ((BGBl. I S. 965), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16.12.2022 (BGBl. I S. 2294)) und Art. 5 des Bayerisches 

Grundsteuergesetzes vom 10.12.2021 ((GVBl. S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes 

vom 21.04.2023 (GVBl. S. 128)) erlässt der Markt Erkheim folgende Satzung: 

 

§ 1 

Hebesätze 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer A (für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe) 315 v. H. 

2. Grundsteuer B (für Grundstücke) 245 v. H. 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft. 

 

Erkheim, 15.11.2024 

Markt Erkheim 

gez. 

Christian Seeberger 

Erster Bürgermeister 

 

 

 

 

1- 0280.1 
 

Satzung über die Festsetzung der Grundsteuerhebesätze der Gemeinde Kammlach 

(Hebesatzsatzung) 

 

Vom 15. November 2024 
 

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 22.02.1998 ((GVBl. S 796), zuletzt geändert durch die §§ 2, 3 des 

Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385, 586)) und Art. 18 des Bayerischen Kommunalabgabenge-

setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.1993 ((GVBl. 264), zuletzt geändert durch 

§ 12 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385)) in Verbindung mit § 25 Abs. 1 und 2 des Grund-

steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.08.1973 ((BGBl. I S. 965), zuletzt geän-

dert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16.12.2022 (BGBl. I S. 2294)) und Art. 5 des Bayerisches 

Grundsteuergesetzes vom 10.12.2021 ((GVBl. S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes 

vom 21.04.2023 (GVBl. S. 128)) erlässt die Gemeinde Kammlach folgende Satzung: 

 

§ 1 

Hebesätze 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer A (für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe) 325 v.H. 

2. Grundsteuer B (für Grundstücke) 220 v.H. 
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§ 2 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft. 

 

Kammlach, 15.11.2024 

Gemeinde Kammlach 

gez. 

Birgit Steudter-Adl Amini 

Erste Bürgermeisterin 

 

 

 

 

2-9410.0 
 

Haushaltssatzung der Gemeinde Westerheim (Landkreis Unterallgäu) für das Haushaltsjahr 2024 
 

Auf Grund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt die Gemeinde Westerheim folgende 

Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit festgesetzt; er 

schließt 
 

im Verwaltungshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit      4.747.776 EUR 

und 

im Vermögenshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit       5.037.298 EUR 

ab. 
 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht festge-

setzt. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 

 

1. Grundsteuer 

     a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A)     355 v. H. 
 

     b) für die Grundstücke (B)         330 v. H. 
 

2. Gewerbesteuer          320 v. H. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 

Haushaltsplan wird auf                750.000 EUR 

festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 

 

Westerheim, 08.11.2024 

Gemeinde Westerheim 

gez. 

Christa Bail 

Erste Bürgermeisterin  
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Hinweise zur Haushaltssatzung der Gemeinde Westerheim: 
 

1. Die Haushaltssatzung enthält keine nach Art. 71 Abs. 2 (Kreditaufnahmen) und Art. 67 Abs. 4 

(Verpflichtungsermächtigungen) der Gemeindeordnung (GO) genehmigungspflichtigen Be-

standteile gemäß Schreiben der Rechtsaufsichtsbehörde vom 06.11.2024 Gz. 24-9410.0. 

 

2. Die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan und allen ihren weiteren Anlagen wird bis zur 

nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung während der allgemeinen 

Dienststunden in der Kämmerei der Verwaltungsgemeinschaft Erkheim, Zimmer Nr. 7, zur Ein-

sicht bereitgelegt (Art 65 Abs.3 Satz 3 GO). 

 

 

 

 

11-1502 
 

Bekanntmachung der Verwaltungsgemeinschaft Erkheim; 

Hinweise zum Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten in besonderen Fällen nach dem 

Bundesmeldegesetz (BMG) 
 

1. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Parteien und Wählergruppen 
 

 Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Abs. 1 BMG Parteien, Wählergruppen und anderen 

Trägern von Wahlvorschlägen Auskunft über Familiennamen, Vornamen, Doktorgrad und 

Anschrift erteilen. 
 

 Die Übermittlung der Daten erfolgt nur im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen 

auf staatlicher und kommunaler Ebene und nur in den sechs Monaten vor der Wahl oder 

Abstimmung. 
 

 Die Geburtsdaten der Wahlberechtigen dürfen nicht mitgeteilt werden. 
 

 Der Empfänger der Daten darf diese nur für die Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung 

verwenden und hat sie spätestens einen Monat nach der Wahl oder Abstimmung zu lö-

schen oder zu vernichten. 
 

 Sie haben die Möglichkeit, der Übermittlung der Daten zu widersprechen. In diesem Fall 

werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei der Meldebehörde der al-

leinigen Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf. 
 

2. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten aus Anlass von Alters- oder Ehejubiläen an 

Mandatsträger, Presse oder Rundfunk. 
 

 Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Abs. 2 BMG bei Verlangen von Mandatsträgern, Presse 

oder Rundfunk, Auskunft aus dem Melderegister über Alters- oder Ehejubiläen von Einwoh-

nern erteilen. Dabei werden Familienname, Vorname, Doktorgrad, Anschrift und Datum 

und Art des Jubiläums übermittelt. 
 

 Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und ab dem 100. 

Geburtstag jeder folgende Geburtstag. Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende Eheju-

biläum. 
 

 Sie haben die Möglichkeit, der Übermittlung der Daten zu widersprechen. Der Widerspruch 

ist bei allen Meldebehörden, bei denen die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. Er 

gilt bis zu seinem Widerruf. 
 

3. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Adressbuchverlage. 
 

 Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Abs. 3 BMG Adressbuchverlagen zu allen Einwohnern, 

die das 18. Lebensjahr vollendet haben, Auskunft über Familienname, Vornamen, 

Doktorgrad und derzeitige Anschriften erteilen. 
 

 Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressverzeich-

nisse in Buchform) verwendet werden. 

 Sie haben die Möglichkeit, der Übermittlung der Daten zu widersprechen. Der Widerspruch 
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ist bei allen Meldebehörden, bei denen die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. Er 

gilt bis zu seinem Widerruf. 
 

4. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an das Bundesamt für das Personal-

management der Bundeswehr. 
 

 Nach § 58 b Soldatengesetz (SG) können sich Frauen und Männer verpflichten, freiwilligen 

Wehrdienst zu leisten. 
 

 Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial übermitteln die Meldebehörden 

dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr jährlich bis zum 31. März 

Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschriften zu Personen mit deutscher 

Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden (§ 58 c Abs. 1 SG). 

 Sie haben die Möglichkeit, der Übermittlung der Daten zu widersprechen. Der Widerspruch 

ist bei der Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er 

gilt bis zu seinem Widerruf. 
 

5. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an eine öffentlich-rechtliche Reli-

gionsgesellschaft durch einen Familienangehörigen eines Mitglieds dieser Religionsgesell-

schaft. 
 

 Haben Mitglieder einer öffentlich–rechtlichen Religionsgesellschaft Familienangehörige, 

die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, 

darf die Meldebehörde nach § 42 Abs. 2 BMG von diesen Familienangehörigen Familien-

namen, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Geschlecht, Zugehörigkeit zu einer öffen-

tlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, derzeitige Anschriften und letzte frühere Anschrift, 

Auskunftssperren gemäß § 51 BMG und bedingte Sperrvermerke nach § 52 BMG sowie das 

Sterbedatum übermitteln. 
 

 Sie haben die Möglichkeit, der Übermittlung dieser Daten zu widersprechen. Der Wid-

erspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnung ein-

zulegen. Er gilt bis auf Widerruf. 
 

     Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung verhindert nicht die Übermittlung von 

Daten für Zwecke der Steuererhebung an die jeweilige öffentlich-rechtliche Religionsgesell-

schaft. Diese Zweckbindung wird dem Empfänger bei der Übermittlung mitgeteilt. 

 

Erkheim, 14.11.2024 

Verwaltungsgemeinschaft Erkheim 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eder 

Leiterin des Hauptamtes 

 


